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11.4.2018: Einführung – Grundstrukturen der Rechtsentwicklung in Osteuropa
A. Einführung
I. Osteuropäisches Recht als Rechtskreis?

„Osteuropäisches Recht“ ist einer der im Studienplan der CAU vorgesehenen Vertiefungsbereiche der Rechtsvergleichung. Wie Sie wissen, ist es in der Rechtsvergleichung üblich, die Rechtsordnungen der Welt nach bestimmten Gruppen zu ordnen, weil man auf dieser Weise Gemeinsamkeiten und Unterschieden zwischen dem Recht der Staaten besser gedanklich erfassen kann als wenn man nur mechanisch Staat A mit Staat B vergleicht.
Rechtskreise/Rechtsfamilien: werden häufig nach einer oder mehreren stilbildenden Rechtsordnungen benannt: dt. RKreis, frz. RKreis (zs-gefaßt kontinentaleurop. RKreis), angloamerikan. RKreis. Maßgebend für die Annahme eines Rechtskreises sind gemeinsame zentrale, prägende Gesetze, systematische/dogmatische Gemeinsamkeiten, historische Gemeinsamkeiten, Gemeinsamkeiten im Bereich der Rechtsanwendung ( jeder RKreis lässt Raum für Differenzierung, zugleich Parallelen mit anderen Rechtskreisen. Beisp: EU-Recht.
Zugleich ist auch eine Benennung von Rechtskreisen nach regionalen Gruppierungen üblich:
- asiatische Rechtsordnungen

- nordischer Rechtskreis

( osteuropäische Rechtsordnungen = Gegenstand dieser Vorlesung.
Die Frage, wenn man Rechtsordnungen einer bestimmten Region als „Rechtskreis“ bezeichnet, ist immer, ob es in dieser Region auch in rechtlich-inhaltlicher Hinsicht Gemeinsamkeiten gibt, aus denen sich dann z.B. bestimmte Folgerungen für das Verständnis dieser Rechtsordnungen ableiten lassen.
Im sog. nordischen Rechtskreis ist das der Fall, beim Blick auf Asien lässt sich ein gemeinsamer Nenner in rechtlicher Hinsicht dagegen kaum feststellen. Auf dem asisatischen Kontinent treffen grundlegend unterschiedliche Rechtstraditionen und –kulturen zusammen: Länder mit englischer Rechtstradition, vom islamischen Recht geprägte Länder, ostasiatische Staaten mit eigenen philosophisch-politischen Traditionen, aber auch Staaten, die sich rechtlich in vieler Hinsicht an westeuropäischen Modellen orientieren. Und in Asien befinden sich auch Staaten, die früher Teil der Sowjetunion waren und viele rechtliche Gemeinsamkeiten mit Staaten Osteuropas aufweisen.
Das führt zu der Frage, ob man in Bezug auf die Region „Osteuropa“ von einem Rechtskreis mit inhaltlichen Gemeinsamkeiten sprechen kann.
Dazu muss man sich erst darüber klar werden, welche Länder zu der geografischen Region „Osteuropa“ gehören. Vereinfacht kann man sagen: es geht im Kern um Staaten, die bis 1990/1991 politisch von der Herrschaftsideologie des Sozialismus im Sinne der Sowjetunion geprägt wurden. Daher geht der Begriff „Osteuropa“ im Bereich der Rechtsvergleichung über die geografischen Grenzen Ost“europas“ hinaus und umfasst beispielsweise auch die heute selbständigen Staaten Zentralasiens, die früher Teil der UdSSR waren. Man zählt zur Region Osteuropa im rechtlichen Sinn aber auch Staaten, die historisch nicht Teil der UdSSR waren, aber politisch und rechtlich dem sozialistischen Rechtssystem nach dem Modell der UdSSR nahe standen, wie z.B. Polen, Ungarn und sogar die Nachfolgestaaten Jugoslawiens.
Wir werden uns daher in dieser Vorlesung mit einer sehr großen Zahl von Staaten befassen, die sich in den letzten Jahren teilweise sehr unterschiedlich entwickelt haben – auch in rechtlicher Hinsicht. Man kann daher durchaus die Frage stellen, welche inhaltlichen Gemeinsamkeiten in dieser Region noch fortbestehen und ob es überhaupt noch sinnvoll ist, von einem „osteuropäischen Rechtskreis“ zu sprechen. Ich kann nur aus meiner persönlichen Erfahrung sagen, dass ich – wenn ich mich mit den Rechtsordnungen dieser Staaten beschäftige – immer wieder überrascht bin, wie viele strukturelle oder auch mentale Gemeinsamkeiten in diesen Staaten auch über 20 Jahre nach dem Zerfall der Sowjetunion und des Warschauer Pakts immer noch bestehen. Und ich halte es daher auch aus juristischer Sicht für zutreffend, diese Region als Gesamtheit zu betrachten – auch wenn natürlich zwischen neuen EU-Mitgliedern, Russland, den Staaten des Kaukasus oder Zentralasiens erheblich Unterschiede bestehen und man sich dieser Unterschiede auch immer bewusst sein muss.
II. Relevanz „osteuropäischen Rechts“?

Warum lohnt es sich, sich vertieft mit osteuropäischem R zu befassen?
· geografische Nähe: s. „Östliche Nachbarschaft der EU“
· rechtspolitischer Reformbedarf in den Ländern: ist praktisch und wissenschaftlich interessant: s. aktuelle Diskussion über Ukraine-Krise.
· politische/wirtschaftliche Erfahrungen und Perspektiven: s. Polen, Russland, Georgien: EU-Assoziierungsabkommen, EU-Beitritt oder langfristiger Konflikt?
S. a. Ziele der Rechtsvergleichung: legislative Beratung auch für RVereinheitlichung, Falllösung in Praxis, Wissenschaft). Makro-/Mikrovergleich.
III. Lehrangebote zum osteuropäischen Recht in Kiel

1. Die Vorlesung ist der erste Teil eines dreistufigen Zyklus von Vorlesungen: Einführung – Zivilrecht – Wirtschaftsrecht. Gelesen im Abstand von jeweils 2 Semestern. Ergänzend biete ich in jedem Semester ein Seminar an, in dem mindestens einige Themen sich auf die Region Osteuropa beziehen, in diesem Semester ein Seminar zum internationalen und vergleichenden Kulturgüterschutzrecht.
Die Universität Kiel ist neben der Universität Köln und der FU Berlin eine von 3 Universitäten in Deutschland, wo osteuropäisches Recht vertieft gelehrt wird, zugleich die einzige deutsche Universität mit einem voll funktionsfähigen Institut für osteuropäisches R, und wir haben eine Vielzahl von Kooperationen mit Hochschulen aus allen Teilen der Region Osteuropa und mehrere drittmittelfinanzierte Arbeitsprojekte. Der Arbeitsschwerpunkt des Instituts liegt im Zivil- und Wirtschaftsrecht. Wenn Sie Lust haben, können Sie sich ja einmal die Webseite unseres Instituts auf http://www.eastlaw.uni-kiel.de etwas genauer ansehen.
2. Methodisch werde ich so vorgehen, dass ich Ihnen heute erst einmal eine kurze allgemeine Einführung in Grundstrukturen des R in Osteuropa geben möchte. In den folgenden Vorlesungsstunden werden wir uns dann mit einzelnen Rechtsbereichen – vom VerfassungsR über das Zivilrecht, Verwaltungsrecht und StrafR bis zum internationalen Privatrecht befassen. In einer Vorlesungsstunde werden ich speziell auf Fragen der Osterweiterung der EU und die Beziehungen der EU zu ihren Nachbarn in Osteuropa (Russland, Ukraine, andere GUS-Staaten) eingehen.

Ich werde dabei häufig auch kleine Fälle behandeln, deren Lösung wir uns im Vergleich zum dt. Recht ansehen wollen, z.B. Falllösung nach dt und russischem oder polnischem Recht. Im Laufe der Zeit wird sich daraus ein Bild über die Rechtsordnungen Osteuropas ergeben. Zur Vertiefung können Sie Seminare besuchen, oder – wenn Sie möchten - die Vorlesungen Osteuropäisches Recht II und III in den nächsten Semestern.

Aufruf zum Erwerb von Sprachkenntnissen und Landeskenntnissen, aber dazu auch vergleichende Rechtskenntnisse erforderlich/Einstiegswissen.

3. Auch: Einladung zu Auslandssemestern an einer Hochschule der Region Osteuropa, z.B. an einer unserer Partnerhochschulen in Polen, Litauen, in Georgien, Kasachstan, in der Ukraine oder in Russland.

4. Unabhängig vom SP 5 sind in Kiel zwei Spezialisierungen in der Ausbildung mit Schwerpunkt Osteuropa möglich: Zertifikatsprogramm „Osteurop. Recht“ (hochschulübergreifend) und Zertifikatsprogramm „Osteuropa-Studien“ (Kiel)

B. Geografische und wirtschaftliche Grundlagen zur Region Osteuropa
I. Welche Länder gehören zu „Osteuropa“?
1. MOE-Staaten (einschl. Südosteuropa) - UdSSR-Nachfolgestaaten (einschl. Zentralasien)

2. „Osteuropa“ als wertungsbeladener Begriff („Zentraleuropa“? „Mitteleuropa“? Welche Grenzen nach Osten? Kaukasus, Russland, Zentralasien)

3. Einige statist. Angaben über diese Länder (Fläche, Bevölkerung, Außenwirtschaft): 


a) Fläche: 
Rußland: 17 Mio. qkm [UdSSR: 22 Mio. qkm] 
Kazakstan 2,7 Mio qkm 
Ukraine: 603 000 qkm 
Polen: 312 000 qkm 
Tschech. Republik: 79 000 qkm 
Estland: 45 000 qkm 


Zum Vergleich: 
Deutschland: 357 000 qkm 
Bayern: 70 000 qkm; Schleswig-Holstein: 16 000 qkm 

USA: 9,8 Mio. qkm 
China: 9,5 Mio. qkm 


b). Bevölkerungszahl: 
Rußland: 148 Mio. (1994) [UdSSR: 278 Mio. (1985)] 
Ukraine: 51 Mio. 
Polen: 38 Mio. 
Kazakstan: 17,2 Mio. 
Tschech. Republik: 10 Mio. 
Estland: 1,5 Mio. 

Zum Vergleich: 
Deutschland: 81 Mio. 
Japan: 125 Mio. 
Bayern: 12 Mio.; Schleswig-Holstein: 2,7 Mio. 
USA: 260 Mio. 
China: 1,2 Mrd. (1994) 

c) Wirtschaftliche Entwicklung 
Differenzierte Entwicklung: in Mittelosteuropa langfristig angelegtes Wirtschaftswachstum, anders z.T. Südost- und Osteuropa: nach Russland-Krise 1998 und weltweiter Finanzkrise 2008 erfolgte Stabilisierung. Aber jetzt erhebliche Unsicherheiten infolge Ukraine-Konflikt, Ölpreisverfall und Euro-Risiken.

In Zentralasien insbes. in Kasachstan und Aserbaidschan fand in den letzten Jahren deutliches Wirtschaftswachstum statt. Häufig starke Rohstoffabhängigkeit (Öl und Gas!), bei gleichzeitigem Rückgang der Industrieproduktion und Zunahme der Importe. Z.T. erhebl. Abhängigkeit von Überweisungen durch Gastarbeiter in anderen GUS-Staaten; insbes. Belarus, Tadschikistan.
Zusammenhang des Wirtschaftswachstums mit rechtlichen Reformen (moderne Rechtsgrundlagen, Verwaltungs- und Justizreform etc.).


Weitverbreitetes Korruptionsproblem: z.T. historisch verwurzelt (UdSSR und vorher), mit sozialen Gründen (z.B. Clan- und Familienstrukturen); wird als Problem überall anerkannt, aber prakt. Folgerungen bleiben hinter der Analyse zurück. Ukraine als Beispiel?


Im einzelnen s. Analysen der Wirtschaftsforschungsinstitute, insbes. des Instituts für .Weltwirtschaft in Kiel 


C. Rechtsquellen (Überblick)
I. Verfassungen: (fast) überall neue Verfassungen seit 1990 ff

( dazu näher in der nächsten Vorlesung.
II. Zivilgesetzbücher: in den meisten Staaten neue ZGBs, z.B. RF (1994 ff), Azerbaijan (2000), UKR (2004), meiste andere GUS-Staaten, aber auch z.B. Litauen (2000), Tschechien (2014), Ungarn (2014), de facto abgeschlossen in EST. In Lettland altes ZGB 1937 wieder in Kraft gesetzt.

In den meisten Staaten laufende Änderungen der ZGB, derzeit kann man in einigen Staaten von einer „zweiten Welle“ der Zivilrechtskodifikation sprechen, s. Russland, Kasachstan, Azerbaijan.

Z.T. wurde Gesamtkodifikation des ZGB erst in jüngster Zeit erneuert: Tschechien (anders Slowakei!), Ungarn: 2014. Noch kein neues ZGB in PL. Kein ZGB in Planung in Kroatien und Slowenien (aber Obligationengesetz, SachenR-Gesetz etc.).
III. Sondergesetze:

Handelsgesetzbücher, z.B. Bulgarien (1991), Slowakei (1991 – noch aus Tschechoslowakei; aufgelöst 1992), ehemals Tschechien (1991; aufgehoben 2014 in Zshang mit Erlass des neuen ZGB), ähnlich Polen (HGB 1934; seit 2000 weitgehend ersetzt durch HandelsgesellschaftenG).

Beachte Besonderheit Ukraine: gesondertes Wirtschaftsgesetzbuch (2004): kein HGB, da auch öff. WirtschaftsR mitgeregelt. Im zivil-r Teil weitgehend dublierend mit ZGB.

Gesellschafts-r Gesetze (PL!),

VerbraucherschutzGesetze,

WettbewerbsGesetze,

PrivatisierungsGesetze,

neue ZPOs/Gerichtsorganisationsgesetze,

neue StGBs/StPOs etc.

--> Generelles Problem: Umsetzung der Vorschriften in die Praxis

D. Institutionen der Ostrechtsforschung


I. Wissenschaft

Institute für Osteurop. Recht (verblieben Kiel und Köln) als Besonderheit der dt. Hochschullandschaft
Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht in HH

Ausland: Univ. Salzburg (VölkerR), Graz (Südosteuropa), London, Tartu, Toronto (CDN), Uppsala (S), Duke University (USA), Pennsylvania State University (USA). Am besten Direktkontakt zu Hochschulen der Region Osteuropa.


II. Vereinigungen und andere Institutionen

Deutsche Gesellschaft für Osteuropakunde (DGO) – Fachgruppe Recht

Deutsch-russische Juristenvereinigung, dt-poln. Juristenvereinigung etc.
Deutsch-Russisches Juristisches Institut

E. Informationsquellen
Originaltexte immer am besten. S. insbesondere auch die Bestände des Instituts für Osteurop. Recht! (Gesetzestexte, Rspr-Sammlungen, Zeitschriften, Monografien) oder im Internet. 


I. Monografien

1. Länderübergreifend:

Chanturia/Knieper/Schramm: Das Privatrecht im Kaukasus und in Zentralasien (2010)

Kurzynsky-Singer, Transformation durch Rezeption (2014)

Jessel-Holst/Kulms/Trunk, Private Law in Eastern Europe, Autonomous Developments or Legal Transplants? (2010)

Küpper, Einführung in die Rechtsgeschichte Osteuropas (2005)

Ajani, Das Recht der Länder Osteuropas (2005)
2. Einzelne Länder

Nußberger, Einführung in das russische Recht (2010)
Zoll/Liebscher, Einführung das polnische Recht (2005)
Küpper, Einführung in das ungarische Recht (2011)

Galginaitis/Himmelreich/Vrubliauskaite, Einführung in das litauische Recht (2010)
II. Zeitschriften:

In westl. Sprachen:

· Kieler Ostrechts-Notizen
· WiRO

· Osteuropa Recht (umfasst seit 1.1.1999 auch ROW).

Eingestellt: WGO (Hamburg), eastlex (Manz-Verlag)

· Review of Central and East European Law (Leiden)
· Journal of Eurasian Law (N.Y.)

Eingestellt: Parker School J. of East European Law (N.Y.)

· Russian Law Journal (Moskau)

S. auch allgemeine rechtsvergleichende Zeitschriften z.B. ZfRVgl, RabelsZ, ZEuP etc.

III. Schriftenreihen (spezialisiert auf Osteuropa, daneben allgemeine rechtsvergleichende oder thematisch ausgerichtete Reihen)

Kieler Schriften für Ostrecht (EUL-Verlag)

Schriftenreihe zum osteuropäischen Recht (BWV)

Studien des Instituts für Ostrecht

Recht in Ostmittel-, Südost- und Osteuropa/GUS (LIT-Verlag)
IV. Gesetzestexte (teilw. mit Überblicksdarstellungen):

Loseblattsammlungen Osteuropa: WIRO-Handbuch (Verlag C.H.Beck)

Eingestellt: WOS (Nomos-Verlag)
IV. Internet: diverse Quellen unterschiedlicher Qualität.

Z.B. Gesetzesdatenbanken der betr. Länder mit englischen Übersetzungen. Russisch: kommerzielle Datenbanken Kommersant, Garant, Kodeks u.a. Z.T. Rechtsprechungsdatenbanken der betr. Länder (aber meist nur in Originalsprachen).

Englischer Sprachraum s. die kommerziellen Datenbanken LexisNexis und Westlaw. 

Juristische Informationen auch in Tageszeitungen/Informationsdiensten im Internet
F. Überblick: EU und Osteuropa (Stichworte)
· Beziehungen EWG und Mitgliedstaaten zu Staaten Osteuropas und Comecon (RGW, 1949 - 1991) bis 1991: Kooperation grds. bejaht 1988.
· Beitritt div. osteurop. Staaten zum Europarat (gegr. 1949) seit 1990 (Ungarn)
· Europaabkommen seit 1991 (Polen, Ungarn etc.)
· Partnerschafts- und Kooperationsabkommen mit postsowjet. Staaten seit 1994
· Europäische Nachbarschaftspolitik – ENP (seit 2004)
· EU-Osterweiterung 2004 und 2007 ff.
· EU-Zentralasienstrategie (2007 und 2017)
· Östliche Partnerschaft (seit 2009)
· Assoziierungsabkommen EU mit Georgien, Moldau und Ukraine 2014, PKA II mit Kasachstan 2015 und Armenien (2017)
· Sanktionen ggü. Russland wg Ukraine-Konflikt (seit 2014), seither laufend zunehmend. Ebso. Gegensanktionen Russlands.
Beachte auch bilaterale Beziehungen einzelner EU-Staaten.
